
Das Jahr 2005 war ein erfolgrei-
ches Jahr in der Zusammenarbeit
zwischen Kanton und Gemeinden.
Der Wirkungsbericht fand eine
breite Zustimmung im Grossen
Rat und auf den 1. Januar 2006
sind weitere vier Fusionen umge-
setzt worden. Damit beläuft sich
die Zahl der Luzerner Gemeinden
erstmals unter der 100er-Grenze,
nämlich auf 97 Gemeinden. Im
vergangenen Jahr hat - mit einem
Glanzresultat - auch die Stimmbe-
völkerung von Hohenrain und Lieli
Ja gesagt zur Vereinigung. Im Hitz-
kirchertal befinden sich 11 Ge-
meinden auf dem gleichen Weg.
Dort hat sich der neue Finanzaus-
gleich als ein grosses Fusionshin-
dernis erwiesen: Ich bin dankbar,
dass Regierungsrat und der Gros-
se Rat mit der Zustimmung zum
Wirkungsbericht und der überwie-
senen Motion ganz klar gezeigt
haben, dass sie diesen Mangel be-
seitigen wollen.
Mit der Gemeindereform 2000+
sind wir auf gutem Weg. Im Entle-
buch und im Luzerner Hinterland
wird über eine Vereinigung nach-
gedacht und auch für die grossen
Agglomerations-Gemeinden ist sie
immer mehr ein Thema.
Ich danke allen Gemeinden für das
Engagement und die gute Zu-
sammenarbeit. Beides werden wir
auch in Zukunft brauchen. Im neu-
en Jahr stehen mit der Finanzre-

form 08 und Steuer-
gesetzrevision gros-
se politische Fragen
an. Die konstruktive
Zusammenarbeit von

Kanton und Gemeinden wird ein-
mal mehr sehr gefordert sein.

Yvonne Schärli-Gerig
Justizdirektorin

Grosse politische Themen
stehen an

FINANZDIREKTOR DANIEL BÜHLMANN ZUR STEUERGESETZREVISION 08

Die Stimmbevölkerung des Kantons Ob-
walden hat im Dezember einem neuen
Steuergesetz zugestimmt. Was bedeutet
das für den Kanton Luzern?

Daniel Bühlmann: Nebst den Kantonen
Nidwalden, Zug und Schwyz erhalten wir
einen weiteren steuergünstigen Kanton in
unmittelbarer Nähe; das erleichtert unsere
Situation bestimmt nicht.  

Der Kanton Luzern befindet sich in der Tat
in einer ungünstigen Lage.

Es gibt keinen anderen Kanton in der
Schweiz, der in einem so kleinräumigen
Umfeld dermassen von starken Kantonen
umlagert ist. Unser Zentrum liegt in un-
mittelbarer Nähe zu den steuergünstigen
Kantonen; darum ist es so einfach, dort zu
wohnen und gleichzeitig von allen Vorteilen
des Zentrums zu profitieren. 

Im Zusammenhang mit dem IFAP 2006-2010 wurde im Grossen Rat die Stossrichtung der
Steuergesetzrevision 08 für richtig befunden. Die Gemeinden indessen sind besorgt, was
diese für sie mit sich bringt. Wir sprachen mit Finanzdirektor Daniel Bühlmann über Ziel
und Zweck der Steuergesetzrevision 08 und ihre möglichen Auswirkungen auf die 
Gemeinden. 
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WIR WERDEN AN DIE ADRESSE 
DER GEMEINDEN EIN ZEICHEN SETZEN



Sie sagen, die guten Steuerzahlerinnen
ziehen weg. Ist das konkret feststellbar?

Diese Abwanderung findet statt, das
kann man belegen. Vor allem im Bereich
der hohen Einkommen hat der Kanton
Luzern in den vergangenen 20 Jahren
massiv verloren. Es gibt hier nur noch
zwei Kantone, die weniger Einnahmen
haben als wir: die Kantone Jura und Uri.

Der Kanton Luzern hat das Problem er-
kannt und will Gegensteuer geben. Be-
reits hat er zweimal die Steuern gesenkt,
2006 geschieht dies noch einmal. Wie
kann sich der Kanton das leisten?

Der Kanton hat etwas gemacht, aber wir
müssen weitergehen, wenn wir der Ent-
wicklung um uns herum nicht tatenlos
zuschauen wollen. Es gibt starke Arbeit-
geber, die wegen der hohen Vermö-
genssteuer wegziehen, weil sie kaum in
der Lage sind, diese aus ihrem Einkom-
men zu bezahlen. In Nidwalden bezah-
len sie einen Viertel von dem, was sie
bei uns zahlen. Da können wir doch
nicht einfach zuschauen!

Es gibt aber auch Stimmen, die behaup-
ten, der Kanton Obwalden könne gar
nicht wettmachen, was er mit den ge-
planten Steuersenkungen verliert.

Ich möchte keine Steuersenkung, um
dem Staat Steuersubstrat zu entziehen.
Das Ziel muss sein, dass wir mehr Steuer-
erträge generieren. Obwohl wir die
Steuern gesenkt haben, durften wir im
Nachhinein feststellen, dass wir keine
Verluste bei den Stereinnahmen einste-
cken mussten. Wir gehen nun auch bei
der Steuergesetzrevision 08 davon aus,
dass wir mit der Halbierung der Vermö-
genssteuer einen grossen Kompensa-
tionseffekt erzielen werden. 

Kompensationseffekt – wie meinen Sie
das?

Wären wir von Kantonen mit einer
ähnlich hohen Steuerbelastung umge-
ben, dann hätten wir keine Abwande-
rung und es wäre kaum eine Kompen-
sation zu erwarten. Es gibt viele Leute,
die würden es vorziehen, im Kanton

Luzern zu wohnen. Sie wären sogar be-
reit, etwas mehr Steuern zu bezahlen,
doch im Moment liegen wir klar über
der Schmerzgrenze. Bringen wir die
Schere zusammen, dann hat der Kan-
ton eine bessere Ausgangslage: Wir ha-
ben schöne Wohnlagen, ein hervorra-
gendes Bildungs- und Kulturangebot,
gute Verkersinfrastrukturen. Ich bin

überzeugt, dass wir mit der Steuerge-
setzrevision 08 die Abwanderung
bremsen, weil damit diese Standortvor-
teile wieder an Bedeutung gewinnen;
ja, die Leute werden wieder in den
Kanton Luzern zurückkehren.

Dann ziehen die umliegenden Kantone
ganz einfach nach.

So schnell geht das nicht, wir haben den
Zeitpunkt unserer Anpassungen gut ge-
wählt. Auf 2008 tritt die NFA in Kraft

und die umliegenden Kantone müssen
erstmals bedeutend mehr als bisher in
den Finanzausgleich bezahlen. Sie wer-
den nicht in der Lage sein, ihre Steuern
zu senken. Es ist explizit eine Zielsetzung
der NFA, die Steuerunterschiede zu ver-
ringern. Deshalb sind wir aufgerufen,
mit den Mitteln aus der NFA Steuersen-
kungen zu finanzieren. Das ist die Er-
wartung der besser gestellten Kantone,
die in den NFA-Topf einzahlen.

Bis jetzt hat der Kanton Steuersenkun-
gen finanziert, die geplante Steuerge-
setzrevision aber soll mit den Gemein-
den zusammen umgesetzt werden.

Der Kanton wird bis 2006 seine Steuern
von 1.9 auf 1.6 um drei Zehntel Einhei-
ten gesenkt haben. Bei der Steuerge-
setzrevision 08 wird es auch die Ge-
meinden treffen. Um eine Steuersen-
kung bei den mittleren Einkommen vor-
zunehmen, können wir nur über den
Tarif eingreifen. Es ist eine Tatsache,
dass unser Kanton im Bereich der mitt-
leren Einkommen (zwischen 80 000
und 150 000 Franken) schweizweit fast
die höchste Steuerbelastung aufweist.
Um eine Abflachung zu erzielen, ist 
eine Steuersenkung nur über den Tarif
möglich, das trifft auch die Gemeinden.
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«WIR MÜSSEN WEITERGEHEN, 

WENN WIR DER ENTWICKLUNG 

UM UNS HERUM NICHT TATENLOS 

ZUSCHAUEN WOLLEN.»

Daniel Bühlmann, Regierungsrat



Die Gemeinden werden nicht begeistert
sein und monieren, der Kanton habe die
60 Millionen Franken aus der NFA und
das Geld aus den Goldreserven.

Die Steuersenkungen des Kantons seit
2002 haben die Gemeinden praktisch
nicht getroffen. Die Finanzierung dieser
Steuersenkungen erfolgte zudem nicht
auf dem Buckel der Gemeinden. Die
letzten Sparpakete haben den Kanton
selber betroffen. Das hat – mit dem neu-
en Finanzsausgleich zusammen – dazu
geführt, dass sehr viele Gemeinden in
den letzten Jahren die Steuern senken
konnten. Das ist gut so, zeigt aber auch,
dass bei den Gemeinden noch Reserven
bestehen. Ich gehe davon aus, dass die
Steuergesetzrevision 08  für die Gemein-
den verkraftbar ist. Nicht zuletzt des-
halb, weil der Kompensationseffekt
wegen der Halbierung der Vermögens-
steuer für die Gemeinden direkt spürbar
wird.

Und wenn die Gemeinden mit Steuerer-
höhungen reagieren?

Das kann nicht das Ziel sein, denn am
Ende entscheidet das Gesamtpaket.
Dem Steuerzahler ist es egal, wie viel
Gemeinde- oder Staatssteuer er bezahlt;
ihn interessiert die Zahl unter dem
Strich. Wie gesagt, ich denke, es ist für
die Gemeinden verkraftbar, doch auch
sie werden mit den finanziellen Mitteln
noch haushälterischer umgehen müssen,
um die anfäng-lichen Steuerausfälle ver-
kraften zu können. Wenn es zu Ausfäl-
len kommt, dann sind sie aber von kur-
zer Dauer. 

Gar kein Entgegenkommen für die Ge-
meinden?

An der Steuergesetzrevision 08 dürfen
wir keine Abstriche machen. Wir müssen
das gesamte Paket umsetzen, weil es 
eine Ausgewogenheit zwischen natür-
lichen und juristischen Personen enthält.
Die steuergünstigsten Kantone verfügen
immer über diese Ausgewogenheit. 
Wo der Kanton aber ein Zeichen an die
Adresse der Gemeinden setzen kann, ist
im Bereich der Finanzreform 08. Eine an-
dere Möglichkeit sehe ich im Bereich der

Sonderbeiträge beim kantonalen Finanz-
ausgleich. Wir haben die Gemeinden
nicht vergessen und sind uns bewusst,
dass wir die Steuergesetzrevision 08 in
enger Zusammenarbeit angehen müssen.

Es gibt Gemeinden, die nicht auf Rosen
gebettet sind; sie könnte die Steuerge-
setzrevision 08 hart treffen. Wurde auch
an sie gedacht?

Wir haben noch für jede Gemeinde eine
Lösung gefunden. Beim kantonalen 
Finanzausgleich z.B. haben wir sie – 
systemwidrig – mit Sonderbeiträgen
unterstützt. Kommt eine Gemeinde in
Not und die Kriterien sind erfüllt, dann
werden wir solche Gemeinden nicht ih-
rem Schicksal überlassen. Aber der
Druck ist auch beim Kanton hoch; die
Steuergesetzrevision 08 wird auch ihn
anfänglich etwas kosten. Der Druck darf
auch bei den Gemeinden sein, aber in
schwierigen Fällen werden wir Lösungen
finden.

Wie wollen Sie die Gemeinden gewin-
nen?

Ich bin überzeugt, dass es die Steuerge-
setzrevision 08 braucht im Wissen da-
rum, dass sie dem Kanton und auch
den Gemeinden zugute kommt. Sie
wird uns einen grossen Schritt weiter-
bringen. Das müssen wir verständlich
machen, hier werde ich Überzeugungs-
arbeit leisten. Wir werden an die Adres-
se der Gemeinden ein Zeichen setzen;
an der Veranstaltung im Januar werde
ich diese Vorstellungen konkretisieren
können. Wir sind uns sehr wohl be-
wusst, dass wir für die Steuergesetzre-
vision 08 die Gemeinden brauchen und
wir werden mit ihnen partnerschaftlich
zusammenarbeiten. 

Interview: Bernadette Kurmann

NB. An einer Veranstaltung des Finanzdeparte-

ments vom 24. Januar 2006, 17.00 Uhr, erfolgt

eine erste Auslegeordnung zur Steuergesetz-

revision 08 mit Querbeziehungen zur Finanz-

reform 08. Bitte den Termin vormerken, eine

Einladung folgt.
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HANDBUCH RECHNUNGSWESEN 
FÜR LUZERNER GEMEINDEN

DIE GEMEINDEN SIND GEFORDERT

Seit 1. Januar 2005 ist das neue Gemeindegesetz in Kraft und ein Jahr später liegt nun das Handbuch für das Rechnungswesen vor. 
Bis 2009 sind die Gemeinden aufgefordert, die Kostenrechnung einzuführen; die ersten Gemeinden beginnen mit der Vorbereitung der
Umstellung bereits im Jahr 2006. Unterstützung erhalten sie durch die Konferenz der Regierungsstatthalter.

Das neue Handbuch für das Rech-
nungswesen umfasst über 270 Seiten
und es enthält alle Grundlagen, damit
in den Gemeinden das Rechnungs-
wesen gemäss Gemeindegesetz (GG)
umgesetzt werden kann. Im Jahr
2010 werden sämtliche Gemeinden
erstmals die effektiven Kosten ihrer
Dienstleistungen ausweisen. 

Kostenausweis, eine Herausforderung
«Die wesentlichste Veränderung und
auch die grosse Herausforderung für
die Gemeinden ist der Kostenaus-
weis», sagt Erwin Galliker, unter des-
sen Leitung das Handbuch erarbeitet
worden ist. Neu haben die Gemein-
den drei Möglichkeiten für ihre Bud-
getlegung: nach dem Harmonisierten
Rechnungsmodell (HRM); nach Mo-
dell Kostenrechnung (KORE) und als
Globalbudget nach den Grundsätzen
der Wirkungsorientieren Verwaltung
(WOV). Unabhängig von der ge-
wählten Form müssen alle Gemein-
den die Vollkosten ausweisen. Das
bringt mit sich, dass z.B. die Gebäu-
dekosten mit Umlageschlüsseln auf
die einzelnen Leistungen, sogenannte
Kostenträger, aufgeteilt werden. Neu
wird das Verwaltungsvermögen ent-
sprechend seiner Nutzungsdauer ab-
geschrieben. Dies bedingt die Einfüh-
rung einer Anlagebuchhaltung.

Herausgefordert sind die Gemein-
den laut Galliker aber auch dadurch,
den Bürgerinnen und Bürgern die
Veränderung von der bisherigen
Rechnungsablage mit HRM-Num-
mern zum neuen Modell (z.B. Kos-
tenrechnung oder Globalbudget) ver-
ständlich zu machen. Das neue GG
verlangt, dass die Vollkosten den Bür-
gerinnen und Bürgern bekannt zu ge-
ben sind. 



Vergleiche werden möglich
Die Umstellung für die Gemeinden ist
gross. Es stellt sich die Frage nach dem
Warum dieses Aufwands. «Wenn die
Vorgaben des Gemeindegesetzes umge-
setzt werden sollen, dann kommen wir
nicht darum herum, nach solchen
Grundlagen zu arbeiten», ist der Regie-
rungsstatthalter überzeugt. Mit dem
neuen Finanzhaushaltsgesetz wollte der
Grosse Rat mehr Kostentransparenz und
Vergleichbarkeit schaffen; ein anderes
Ziel sei die Steuerung mit Normkosten.
Dies sei nur möglich, wenn alle Gemein-
den nach den gleichen Grundlagen und
den gleichen Rastern arbeiten würden:

«Dank der Kostenrechnung sind in Zu-
kunft die Kosten pro Leistungseinheit
bekannt. Damit ist bekannt, welche Kos-
ten zwischen Kanton und Gemeinden,
aber auch unter den Gemeinden, ver-
rechnet werden müssen; auch wird eine
genaue und transparente Berechnung
von Gebühren möglich. Würde jede Ge-

meinde die Kostenrechnung nach eige-
nen Kriterien führen, dann wären solche
Vergleiche unmöglich.»

Der Kanton hat die Aufsicht
Die Erarbeitung des Handbuchs hat das
Finanzdepartement an die Konferenz der
Regierungsstatthalter delegiert. Warum
dieses Engagement bei der Erarbeitung
des Grundlagenmaterials? Erwin Galliker
verweist auf die allgemeine Aufsicht, die
der Kanton auch mit dem neuen GG in-
nehält; dazu gehört auch die Aufsicht
über das Rechnungswesen. Wie er sich
diese Aufsicht vorstellt, hat der Grosse
Rat im Gemeindegesetz detailliert fest-
gelegt: «Es ist also im Interesse des Kan-
tons und der Gemeinden, dass das neue
GG umgesetzt wird; und zwar in allen
Gemeinden gleich.»

Aufsicht auf andere Art
Der Kanton nimmt seine Aufsicht auch
in Zukunft wahr. Doch wie verträgt sich
diese Aufsicht mit dem Autonomiege-
danken der Gemeinden? Galliker ver-
weist auf die drei Möglichkeiten der
Budgetlegung und erwähnt die Wahl-
freiheit, die die Gemeinden damit haben:
«Insgesamt ist die Aufsicht des Kantons
im Finanzbereich aber nicht kleiner ge-
worden. War sie bis heute eher rückblik-
kend, ist sie neu vorausschauend. Es
wird auf die Entwicklung einer Gemein-
de geschaut.» Aus diesem Grund sind
die Gemeinden durch das neue GG auch
aufgefordert, ihre Führungsstruktur im
Sinne eines Controllings aufzubauen.
Daraus ergeben sich auch Messgrössen
für die Aufsicht des Kantons. Laut Ge-
setz müssen die Gemeinden ihren Vor-
anschlag, den Finanz- und Aufgaben-
plan und die Rechnung weiterhin an die
Regierungsstatthalter/in schicken. 
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esetz in Kraft und ein Jahr später liegt nun das Handbuch für das Rechnungswesen vor. 
d e Kostenrechnung einzuführen; die ersten Gemeinden beginnen mit der Vorbereitung der
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Auf den 1. Januar 2009 müssen alle

Gemeinden die neuen Finanzhaushalts-

bestimmungen umgesetzt haben. Die

Konferenz der Regierungsstatthalter

begleitet die Umsetzung mit drei zeit-

lich gestaffelten Kursen. Denn nicht 

alle Gemeinden werden die Umsetzung

zur gleichen Zeit an die Hand nehmen.

Eine Umfrage hat ergeben, dass sich

die Zahl der Gemeinden ideal auf drei

Kurse verteilt. 

Rund dreissig Gemeinden beginnen

mit der Umsetzung ihres Rechnungs-

wesens bereits im kommenden Jahr.

Am 14. März 2006 führt die Konferenz

der Regierungsstatthalter den ersten

Einführungskurs durch. Gerechnet wird

mit 2-3 Teilnehmenden pro Gemeinde,

also mit 70-90 Personen pro Kurs.

Diejenigen Fachleute, die auch das

Handbuch erarbeitet haben, sind als

Referenten verpflichtet worden. Der

Kurs umfasst eine allgemeine Einfüh-

rung und einen praktischen Teil. Der

Kursablauf ist auf den Verlauf des

Rechnungsjahres in der Gemeinde ab-

gestimmt: Im Frühling des ersten Jah-

res wird in die Grundlagen der Budget-

umstellung und Anlagebuchhaltung

eingeführt; im Sommer werden die

noch offenen Fragen geklärt; Ende

Herbst wird die Eröffnung und Führung

der neuen Buchhaltung vorbereitet. Im

zweiten Jahr ist der erste Rechnungsab-

schluss angesagt und ganz zuletzt wird

die Rechnungsablage behandelt. Die

drei Kurse laufen – um ein Jahr gestaf-

felt – parallel.

DIE UMSETZUNG

«ES IST IM INTERESSE DES KANTONS

UND DER GEMEINDEN, DASS DAS

NEUE GEMEINDEGESETZ UMGESETZT

WIRD, UND ZWAR ÜBERALL GLEICH.»

Erwin Galliker
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WIRKUNGSBERICHT 2005 FINDET
GROSSE AKZEPTANZ IM GROSSEN RAT
Grosse Akzeptanz fand der Wirkungsbe-
richt 2005 zum Finanzausgleich im
Grossen Rat. Von allen Parteien wurde
er in seinen Grundzügen gutgeheissen
und auch die Bemerkungen der vorbera-
tenden Kommission fanden grossmehr-
heitlich Zustimmung. Fazit: Der Finanz-
ausgleich ist auf dem richtigen Weg. Re-
gierungsrätin Yvonne Schärli zeigte sich
erfreut über die gute Aufnahme des
Wirkungsberichts 2005 und bedankte
sich dafür bei Parlament und Regierung.
Folgende Bemerkungen wurden über-
wiesen:
1. Datenbasis für die Finanzreform 08

sollen die Zahlen der Gemeinderech-
nungen 2004 und soweit als möglich
2005 bilden.

2. Auf der Basis der Gemeinderechnun-
gen 2004 und soweit möglich 2005
sollen die Berechnungen des Wir-
kungsberichtes 2005 aktualisiert und
erweitert werden, und es sollen wei-
tere Erkenntnisse für Änderungen
des Finanzausgleichssystems in die
Finanzreform 08 einfliessen.

3. Bei der Anpassung des Finanzaus-
gleichssystems soll auch die beson-
dere Problematik der grossen Agglo-
merationsgemeinden genauer analy-
siert werden.

4. Der topographische Lastenausgleich
soll überprüft werden. Kostenfak-
toren wie Strassenlängen, Winter-
dienst, ARA, Bergzonen etc. sollen
aufgrund einer fundierten Analyse
geprüft und allenfalls ins System auf-
genommen werden.

5. Die zentralörtlichen Zuschläge sollen
überprüft und allenfalls aufgrund 
einer Analyse der Kostenstrukturen
aufgehoben oder beschränkt werden.

6. Die Abhängigkeit des Ressourcen-
ausgleichs von der Gemeindegrösse
soll schrittweise reduziert werden,
längerfristig soll eine von der Ein-
wohnerzahl losgelöste Variante an-
gestrebt werden.

7. Der kantonale Finanzausgleich un-
terstützt das Verfassungsziel der de-
zentralen Besiedelung und trägt 
insbesondere dazu bei, die Abwan-
derung aus den Randregionen zu
stoppen. Die kantonalen Politiken
sind diesbezüglich verstärkt aufein-
ander abzuzustimmen.

8. Der kantonale Finanzausgleich hilft
mit, die Steuerbelastungsunterschie-
de zwischen den Gemeinden zu ver-
ringern. 

Bemerkung 7 und 8 stammen von 

Louis Schelbert (GB)

Viel mehr Aufgaben
Erwin Galliker begleitet als Regie-
rungsstatthalter seit 28 Jahren die
Gemeinden im Bereich Rechnungs-
wesen. Kaum einer kennt den Fi-
nanzbereich einer Gemeinde besser
als er. Wird ihm die Frage gestellt,
was sich in den vergangenen Jahren
bei den Gemeinden am meisten ver-
ändert hat, dann verweist er zuerst
einmal auf die vielen Aufgaben. Als
ehemaliger Gemeindeschreiber hat
er die Gemeinderechnungen noch
von Hand geschrieben und diese am
Ende mit einem Faden zusammen-
gebunden. 

«Mit der Einführung des HRM
1988 kam die erste grosse Ände-
rung; von diesem Zeitpunkt an führ-
ten alle Gemeinden die doppelte
Buchhaltung ein. Die Gemeinde-
rechnung wurde damals in vielen
Gemeinden vom Gemeindeammann
geführt und unsere Begleitung war
damals intensiv. Heute stehen dafür
Fachspezialisten bei den Gemeinde-
verwaltungen zur Verfügung und
die EDV als Arbeitsinstrument ist aus
dem Rechnungswesen der Gemein-
den nicht mehr wegzudenken.» 

Bernadette Kurmann

AUCH DIE KLEINEN SOLLEN STEUERN VERANLAGEN KÖNNEN

KREATIVE LÖSUNGEN SIND GESUCHT
Die Verlagerung der Kompetenz zur Steuerveranlagung an die Gemeinde ist eine
Pendenz von Luzern ’99. Sie soll nun im Rahmen der Reform 06 so schnell wie
möglich umgesetzt werden. Lösungen sind vor allem für die kleinen Gemeinden
gesucht. Eine Arbeitsgruppe aus Mitgliedern von Kanton und Gemeinden ist be-
reits an der Arbeit .

Die Verantwortung für die Veranlagung
von Steuern liegt beim Kanton. Rund ein
Drittel der Gemeinden veranlagt die un-
selbständig Erwerbstätigen und die nicht
Erwerbstätigen schon heute im Auftrag
des Kantons autonom und sie decken
rund zwei Drittel aller Bürgerinnen und
Bürger ab. «Es ist unser Ziel, in Zukunft
allen Gemeinden die Veranlagungskom-
petenz übertragen zu können», sagt

Marcel Schwerzmann, seit gut zwei Jah-
ren Leiter der Steuerverwaltung des
Kantons Luzern. Ganz einfach sei dieses
Vorhaben jedoch nicht, denn die Veran-
lagungskompetenz ist aus Gründen der
Qualitätssicherung an einige wenige Be-
dingungen geknüpft.

Es gibt Bedingungen
Damit sich das Veranlagungsprozedere

lohnt, braucht es eine gewisse Grösse:
1600-1800 Dossiers. Diese Zahl ist aus-
gerichtet auf 150 Stellenprozente: einen
vollamtlichen Steuerfachmann und eine
Stellvertretung. Die Leitung des autono-
men Steueramtes muss einer Person
übertragen werden, welche über die
fachlichen Qualitäten verfügt, konkret
den Fachkurs für Steuerfachleute erfolg-
reich absolviert hat. Bei Kleinstgemein-

Marcel Schwerzmann



FUSIONSLIED
Honeri/Lieli (Melodie «when I’m sixty-four»)

Zwei schöni Gmeinde am Lindeberg, die händ grossi Plän:
Honeri, de Goliat, und Lieli, de Zwerg. Händ ächt die enand so gern?
Fusioniere, das isch de Weg. Das isch höt modern.
Zäme bisch stärker, zäme bisch besser. Jo, do bin ich Fän.

Ich weiss no en Gschicht
Si handlet vomene Leu und de Mus. Losed ganz guet zue!

S‘isch mol en Leu gsi, hed Hunger gha, s‘Müsli huscht vorbii.
Schnell hed jetzt de Leu das chline Müsli packt. S‘Müseli seid. Oh, lass mi lo sii!
Losch mi lo läbe, versprich i dir, droht dir mol de Tod,
Muesch mer nur rüefe, chom die go rette os de gröschte Not.

Do muess ich doch nome lache, seit de Leu zom arme Müsli, 
du bisch doch vel z‘chlii. Und lot s‘Müsli sii.
Doch nur noch kurzer Ziit, gheit de Leu scho dri.

Gfange im Netz, alls Zapple nötzt nüd, isch de Leu bald tot.
Müsli, chom mi schnell go rette, rüeft de Leu, ich bi inre riesige Not!
S‘Müsli verbiisst mit spitzige Zänd d‘Schnüerli vo dem Netz.
Lueg, liebe Löwe, au du bruchsch s‘Müsli! Checksch du das ächt jetzt?

Chömed ihr noche, was söll die Geschicht? Denked nor ihr Lüt!
Alli wurschtlid für sich selber ume höt. Das isch Chabis und das bringt nüt.
Fusioniere, das isch de Weg. Das isch höt modern.
Zäme bisch stärker, zäme bisch besser. Jo, do simmer Fan.

Getextet von Lehrer Adalbert Bircher, gesungen von den Gospel-Kids aus Hohenrain 
und Kleinwangen am Tag der Fusionsabstimmung im November 2005. 93 Prozent der 
Bevölkerung von Lieli und 83 Prozent von Hohenrain haben ja zur Vereinigung gesagt. 
Wir gratulieren! 
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den mit 200 Dossiers ist es langfristig
kaum möglich, diesen Anforderungen
organisatorisch zu genügen. Gleichzeitig
ist es schwierig, mit der geringen Zahl
an Dossiers die nötige Erfahrung aufzu-
bauen und das Wissen auf dem nötigen
Stand zu halten. Dass eine Stellvertre-
tung auch extern sichergestellt werden
kann, stellt Schwerzmann nicht in Ab-
rede. Tatsache aber sei, dass kleine
Steuerämter eine hohes Fluktuationsri-
siko aufweisen.

Erste Denkansätze gibt es 
Schwerzmann sucht vor allem für kleine
Gemeinden kreative Lösungen; erste
Denkansätze existieren: «Ein fusionier-
tes Hitzkirch z.B. würde die nötige
Grösse aufweisen.» Doch  Schwerz-

mann erachtet es nicht als Aufgabe des
Steuerverwalters, Fusionen zu erzwin-
gen. «Auch wenn ich anerkenne, dass
die Gemeindereform 2000+ in die rich-
tige Richtung geht, kann es nicht unse-
re Sache sein zu bestimmen, wer fusio-
niert und wer nicht.» 

Zusammenlegen oder 
zusammenarbeiten?
Die Zusammenlegung von Steueräm-
tern wäre eine andere Lösung. Beispiele
dafür gibt es bereits heute: Greppen
und Weggis, die beiden Willisau mit
Hergiswil und auch Langnau, Reiden
und Richenthal kannten schon vor der
Fusion das regionalisierte Steueramt.  

Bleibt die dritte Variante, das so 
genannte «Göttisystem», bei der eine

kleinere und eine grösserer Gemeinde
zusammenarbeiten und dadurch die Er-
fahrungen und das Wissen austauschen.
Auch die kantonale Steuerverwaltung
könnte dieses Wissen durch einen Per-
sonalpool zur Verfügung stellen. 

Die eigene Veranlagung ist interessant
Ist es für Gemeinden überhaupt inter-
essant, die Steuern vorort zu veranla-
gen? Schwerzmann bejaht: «Sie sind
organisatorisch weniger abhängig von
der kantonalen Steuerverwaltung und
zudem verbessern sie damit ihren Kun-
denservice.» Bei gleichbleibender Ar-
beitsbelastung, wie Scherzmann mut-
masst: «Möglicherweise fällt es ihnen
sogar leichter, wenn sie selber veranla-
gen, weil es die Arbeitsabläufe verein-
facht.»

So schnell wie möglich
Denkansätze, wie auch den kleinen Ge-
meinden die Steuerveranlagung ermög-
licht werden kann, sind vorhanden,
doch Schwerzmann sucht mit der neu
eingesetzten Arbeitsgruppe nach weite-
ren Lösungen. Innerhalb eines Jahres
soll das Projekt abgeschlossen sein:
«Entweder wir finden eine gute Idee;
wenn nicht, bleibt alles beim Alten.»
Aber, wenn der Leiter  der Kantonalen
Steuerverwaltung einen Wunsch frei
hätte, dann möchte er die alte Lösung
im Interesse der Gemeinden lieber nicht. 

Bernadette Kurmann


